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Raiferfeld über unſere Berwaltungsorganiſation. 


Bei Berathung der Geſetzesvorlage, „womit polizeiſtrafrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen wider Arbeitsſcheue und Landſtreicher erlaſſen werden“, in der 
Sitzung des öſterreichiſchen Herrenhauſes vom 17. April 1873 hat der Lan⸗ 
deshauptmann von Steiermark Dr. Moriz v. Kaiſerfeld über 
unſere Verwaltungsorganifation, wie ſelbe nun auf Grundlage des 
Gemeindegrundgeſetzes vom 5. März 1862 und der politiſchen Orga⸗ 
niſation vom 19. Mat 1868 aufgebaut erſcheint, ein Urtheil ausge⸗ 
ſprochen, das im hohen Maße Beachtung verdient, fowohl wegen des 
Inhaltes der ausgeſprochenen Kritik, als auch wegen der Perſönlich⸗ 
keit, welche dieſelbe geübt hat. 


Nachdem Kaiſerfeld bei der gedachten Herrenhausverhandlung 
einige Einwendungen gegen die Beſtimmungen der in Berathung ge⸗ 
ſtandenen Vorlage vorgebracht und ſodann im Allgemeinen über das 
proponirte Geſetz ſich dahin ausgeſprochen hatte, daß von deſſen 
Wirkung gegen das Uebel der Landſtreicherei namentlich auch deßhalb 
nicht viel zu erwarten ſei, weil die beſtehenden Einrichtungen zur 


Aufrechthaltung des öffentlichen Friedens, ſowie unſere polizeilichen. 


Verwaltungseinrichtungen überhaupt unzureichend ſeien, fuhr er, die 
allgemeine Urſache unſerer Verwaltungsmißſtände beleuchtend, in fol⸗ 
gender Weiſe fort: 


„Man hat wieder die Gemeinden mit dieſer unglückſeligen Land⸗ 
ſtreicherei in Verbindung gebracht; dieſe armen Gemeinden ſind immer 
der Sündenbock bei jedem Uebel, das uns auf dem Lande berührt. 

Ich bin nicht dieſer Meinung; ich gebe allerdings zu, daß die 
Gemeinden manches verſchulden. Das Verſchulden derſelben liegt 
aber zum größeren Theile in dem Verſchulden der Gemeindegeſetzge⸗ 
bung ſelbſt und vielleicht auch in der nicht genügenden Organisation 
des politiſchen Dienſtes. Ich muß mir einige Bemerkungen über die⸗ 
ſen Gegenſtand erlauben, weil er im Berichte wieder erwähnt iſt und 
weil insbeſondere der Herr Miniſter des Innern dieſen Gegenſtand 
an anderer Stelle auch ſeinerſeits betont hat. i 


Das ſteiermärkiſche Gemeindegeſetz trägt das Datum vom 2. 
Mai 1864. Die Gemeinden waren aber kaum conſtituirt und in 
ihren neuen Wirkungskreis eingeführt, als auch ſchon die heftigſten 
Klagen über ihre Unſähigkeit, dieſen Wirkungskreis zu erfüllen, 


und über den denſelben mangelnden Willen, dasjenige zu thun, 


was ihnen möglich wäre, laut wurden. Es verging ſeit dem 
Jahre 1866 keine Seſſion des ſteieriſchen Landtages, in welcher 
dieſe Klage nicht zur Sprache gekommen wäre und in welcher 
man nicht nach Abhilfe gerufen hätte. Mir ſcheint aber zu dem 
Zweifel oder beſſer geſagt zu der Erkenntniß, daß man dem Be⸗ 
griffe „Gemeindeautonomie“ eine zu weit gehende Ausdehnung gege⸗ 
ben und ſich durch die Theorie in Widerſpruch mit den thatſächlichen 
Verhältniſſen und mit der Wirklichkeit geſetzt hat, zu dieſem Zweifel 
und zu dieſer Erkenntniß wollte man ſich nicht erheben. 


Nach meiner Anſchauung beſtehen die Grundfehler unſerer Ge⸗ 
meindegeſetze in ganz Oeſterreich eben in dem, was die Gemeindege⸗ 
ſetze den „ſelbſtſtändigen Wirkungskreis“ nennen, in den 
Conſequenzen, welche die Geſetze an dieſen Wirkungs⸗ 
kreis binden, in der willkürlichen Einreihung der Gegen⸗ 
ſtände in dieſen Wirkungskreis und vor Allem und 
letzlich in der ganz unzuläſſigen Beſchränkung des 
ſtaatlichen Aufſichtsrechtes gegenüber den Gemeinden. 


(Rufe: Sehr gut!) 


Man hat dem Worte „Autonomie“ einen eigenen Zauber bei⸗ 
gelegt und hat geglaubt, die Autonomie der Gemeinde werde dann 
erſt recht blühen, und nur dann blühen, wenn man von derſelben alle 
ſtörenden Einflüſſe weghält. Und ſolche ſtörende Einflüſſe erblickte 
man nach einem damaligen Schlagworte in der „Bureaukratie“, in 
der Verwaltung des Staates und ſeinen Organen. Deßhalb hat man 
in dem Gemeindegeſetze in allen Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes die landesfürſtlichen Behörden als Berufungsinſtanz 
ausgeſchloſſen, deßhalb jene ganz unzuläſſige Beſchränkung des Staats⸗ 
aufſichtsrechtes, welches dahin geübt werden ſoll, daß die Gemeinden 
ihren Wirkungskreis nicht überſchreiten und nicht gegen das Geſetz 
vorgehen. In dieſem Mangel liegt das Prämium für die Unthätig⸗ 


keit der Gemeinden. f 

Man hat aber nach meiner Anſicht dem ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſe der Gemeinden Gegenſtände eingeräumt, ziemlich willkür⸗ 
lich, welche, wie z. B. die Localpolizei, nicht bloß örtliche, ſondern in 
hohem Grade auch das öffentliche Intereſſe berühren. Und während 
das öffentliche Intereſſe fordert, daß dieſer poliz iliche Wirkungskreis 
erfüllt, daß die Localpolizei gehandhabt werde, während die Handha⸗ 
bung der Localpolizei eine poſitive Thätigfeit von Seite der Gemein» 
den nothwendig macht, während der Einzelne um Schutz ſeiner Per⸗ 
ſon, um Schutz gegen die Unthätigkeit der Gemeinde oder gegen die 
fehlerhafte Thätigkeit nicht zum Landesausſchuſſe ſondern zum Staate 
aufblickt, hat man dem Staate alle Mittel verſagt, um auf eine ſolche 
poſitive Thaͤtigkeit einzuwirken und hat ihm nur die extremſten Mittel 
gelaſſen, nämlich das Mittel der Auflöſung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 


und jenes der Entlaſſung des Bürgermeiſters: die extremſten Mittel, 
welche man nur in den extremſten Fällen eintreten läßt. 3 

Das iſt die Urſache der Anarchie, die auf dem Lande herrſcht, 
eine Anarchie, die allerdings am lebhafteſten gefühlt wird und am 
deutlichſten hervortritt in dem, was die Sicherheit der Perſon und 
des en anbelangt, die ſich aber auch auf viele andere Fälle 
erſtreckt. . f 

Nach meiner Anſicht liegt daher die einzige Correctur darin, 
daß man die Localpolizei aus dem ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſe der Gemeinden ausſcheide, daß man, wie es 
das Geſetz vom Jahre 1849 gethan hat, die Localpolizei 
durch den Bürgermeiſter, aber unter der Controle und 
der Aufſicht der Staatsbehörden führen laſſe, daß die 
Recurſe in Gegenſtänden der Localpolizei wieder an 
die Staatsbehörden gehen und daß das Staatsauf⸗ 
ſichtsrecht in poſitiver und nicht in negativer Weiſe for⸗ 
mulirt werde. Man ſage mir nicht, daß ich damit die Auto⸗ 
nomie umgebracht habe. Das Wort Autonomie gehört nicht hieher, 
man ſollte vielmehr von der Selbſtverwaltung ſprechen. Die 
Selbſtverwaltung bedingt aber nur, daß Dinge des öffentlichen In⸗ 
tereſſes und daß öffentliche Pflichten von Männern aus der Bevölke⸗ 
rung geſchaffen und geleiſtet werden, daß die Mittel hiefür durch ſelbſt⸗ 
aufgebrachte Steuer von der Bevölkerung geſchaffen werden, und daß 
Pflichten und Dienſte ausgeübt werden nach dem Geſetze und inner⸗ 
halb des Geſetzes. Die Selbſtverwaltung fordert nicht, 
daß der Staat von den Gemeinden wie durch eine 
chineſiſche Mauer abgeſchloſſen werde. (Rufe: Bravo! 
Sehr gut!) 785 

Ich habe mich deßhalb darüber ausgeſprochen, weil, wie gefagt, 
der Gegenſtand zur Sprache kam und weil ich mich nicht einverſtanden 
erklären kann mit einer Abhilfe, die auch eine Art Schlagwort ge⸗ 
worden iſt, nämlich mit der Abhilfe „des zwangsmäßigen Zuſammen⸗ 
legens der Gemeinden“. Ich habe mich dieſem Gedanken widerſetzt ſo⸗ 
lange ich denke und ich werde mich demfelben ſtets widerſetzen, weil 


ich denke, daß die Ausführung dieſes Gedankens auf unumſtößliche 


Schwierigkeiten und auf den gerechteſten Widerſpruch der Bevölkerung 
ſtoßen würde. Es iſt heute nicht die Zeit und hier nicht der Ort, 
über dieſen Gegenſtand zu ſprechen. Ich möchte nur eine Erfahrung 
anführen und nur eine Beſorgniß ausſprechen. Die Erfahrung iſt die, 
daß, wenn nicht im Gemeindegeſetze, wie ich nachgewieſen habe, ſondern 
in dem Umſtande der geringeren territorialen Ausdehnung der Ge⸗ 
meinde, in der geringeren Bevölkerungszahl derſelben die Impotenz 
der Gemeinden gelegen wäre, und wenn das der Grund der ſchlechten 
Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten wäre, dann müßten ſich die 
größeren Gemeinden ſehr günſtig abheben gegen die kleineren. Nun 
haben wir in Steiermark, von Städten mit eigenem Statute abge⸗ 
ſehen, 186 Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von 1000 bis 2000 
und mehr als 60 Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von 2000 bis 
5000 Seelen. Schlecht geht es aber überall gleich zu. 

Was nun den politiſchen Dienſt anbelangt, ſo muß ich ſagen, 
daß es mir vorkommt, daß dieſe große Ausdehnung der politiſchen 
Bezirke, wie ſie gegenwärtig exiſtirt, mit der Zeit aufgelaſſen werden 
muß. Dieſe Organiſation entſpricht nicht mehr weder den Bedürfniſſen 
des Volkes, noch den Bedürfniſſen des Dienſtes, noch möchte ich ſagen, 
iſt ſie politiſch klug. Doch will ich über dieſen Gegenſtand nicht weiter 
ſprechen, wie ſehr er auch mit dem Gegenſtande zuſammenhinge; ich 
möchte nur einen Gedanken ausſprechen, nämlich den, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen, unter welchen man dieſe politiſche Organiſation im Jahre 
1868 geſchaffen hat, nämlich, daß auf die Autonomie der Gemeinden 
und Bezirke ſehr viel werde übertragen werden können, daß dieſe Vor⸗ 
ausſetzung, wir wiſſen es ja Alle, ſich nicht bewährt hat. 

Es gibt aber eine Menge Dinge, die der Selbſtverwaltung der 
Gemeinden und Bezirke, auch wenn ſie beſſer eonſtituirt wären als 
die unſrigen, nie überlaſſen werden können, vom Staate nie über⸗ 
laſſen werden dürften 5 

Dieſe Geſchäfte nehmen aber an Umfang und an Bedeutung 
ungeheuer zu und die Größe und die Ausdehnung ihrer Wichtigkeit 
wächſt mit dem geiſtigen und noch mehr mit dem wirthſchaftlichen 
Fortſchritte der Bevölkerung und ſtehen in geradem Verhältniſſe zu 
dem Gebrauche und zu dem Mißbrauche, der mit politiſchen Rechten getrie⸗ 
ben wird. Seit dem Jahre 1868 ſind eine Menge Dinge ins Leben ge⸗ 
rufen worden, welche die Thätigkeit der politiſchen Behörden und ihre 
Aufſicht in hohem Grade in Anſpruch nehmen, ich nenne nur die 
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Wahlen in die Gemeinde, in die Bezirksvertretung, in den Ortsſchul⸗ 
rath, in den Bezirksſchulrath, in den Landtag und ſchließlich jetzt auch 
in den Reichsrath, und die ganze damit verbundene ſehr qualvolle 
Thätigkeit der politiſchen Behörden. Ich erinnere nur an das Vereins⸗ 
geſetz und an das Verſammlungsrecht; ich erinnere nur an das Volks⸗ 
ſchulgeſetz, welches dem Bezirkshauptmanne eine Menge von Ortsſchul⸗ 
räthen unterſtellt und welches ihn nöthigt, den Vorſitz in drei, in 
meinem Lande in einem Bezirke ſogar in ſteben Bezirksſchulräthen 
zu führen und die Geſchäfte derſelben zu beſorgen. f 

Wenn wir unſere Verhältniſſe überſchauen und über Mangel 
an Geſetzesachtung klagen, der ſicherlich vorhanden iſt, dann möchte 
ich denn doch zu erwägen geben, ob dieſer Mangel an Ge⸗ 
ſetzesachtung nicht auch in den Mängeln unſerer admini⸗ 
ſtrativen Organiſation ſeinen Grund hat. Denken Sie an 
das Forſtgeſetz, an das Waſſerrechtsgeſez, an alle medicinal⸗ und 
veterinärpolizeilichen Vorſchriften, die beſtehen, aber von Niemanden ge⸗ 
handhabt werden, weil die Organe hiefür nicht vorhanden ſind, mit 
einem Worte: Ich gehöre nicht zu Denjenigen, welche ſich über dieſe 
adminiſtrative Organiſation und über die Organiſation des ganzen 
politiſchen Dienſtes überhaupt entzückt äußern könnten. 

Ich bitte aber mich nicht zu mißverſtehen oder das, was ich 
vorbringe, etwa als Oppoſition aufzufaſſen; niemandem liegt dies 
feiner als mir; ich will niemandem, keiner vergangenen und am 
allerwenigſten der gegenwärtigen Regierung, und auch nicht der 
bisherigen Geſetzgebung überhaupt einen Vorwurf machen. Wir 
ſind eben im Jahre 1848 im Nu um ein lang beſtandenes 
Syſtem gekommen; mit dieſem politiſchen Syſteme ſtürzte auch das 
ganze adminiſtrative Syſtem zuſammen, ohne Uebergang und ohne 
Vermittlung. Die Folge ſolcher Ereigniſſe iſt aber immer die, daß 
man erſt nach langen Experimenten und langem Suchen zu dem 
Richtigen kommt und im Volksleben ſind 25 Jahre kein Zeitraum. 
Der Regierung dient ja doch auch das zur Entſchuldigung, daß unſere 
ſtaatsrechtlichen Fragen nie zu einer Löſung gelangen, daß jedoch, um 
ſolche Dinge durchzuführen, eine gewiſſe Stabilität im Staate noth⸗ 
wendig iſt, daß aber dieſe Stabilität immer erſchüttert wurde, und 
daß daher innerhalb des ſteten Wechſels auch nichts Dauerndes ge⸗ 
ſchaffen werden konnte. 

Was ich aber wünſche, das iſt, daß die Parteien ſich der Ver⸗ 
antwortlichkeit bewußt werden, welche fie dem Volke gegenüber, das 
ſie hinter ſich her zerren, übernehmen, wenn ſie jede Stabilität im 
Staate unmöglich machen, und ich drücke die Hoffnung aus, daß die 
Herbeiführung dieſer Stabilität der gegenwärtigen Regierung beſchieden 
ſein wird. Ich habe die Ueberzeugung, daß ſie dann in wenigen Jahren 
auf dem politiſch⸗adminiſtrativen Gebiete dasjenige nachgeholt haben 
wird, was ihr bis zu dieſer Zeit durchzuführen nicht möglich war.“ 

Kaiſerfeld hat damit zugleich auch ſchon die Geſichtspunkte für 
eine Reorganiſation des politiſchen Verwaltungsdienſtes angedeutet, 
auf welche wir noch eingehender zu ſprechen kommen werden. 


Einfriedungen als Culturelement bei Wieder- 
bewaldungen. 


Darwin beſchreibt mit der ihm eigenthümlichen Gabe feinſter 
Beobachtung und klarer Darſtellung den Kampf um das Daſein, 
welchen die ſchottiſche Kiefer auf den Haiden zu Farnham in Surrey 
gegen die dortigen Rinderheerden zu beſtehen hatte, und macht dabei 
aufmerkſam, was für ein wichtiges Element die Einfrie⸗ 
dung ſei. Auf dem Rücken der von den Haiden entfernteren Hügel 
fand Darwin ein paar Gruppen alter Kiefern, die Haiden ſelbſt galten 
als äußerſt unfruchtbar, kaum zur ſpärlichen Weide geeignet. In den 
letzten zehn Jahren hatte man auf denſelben Einfriedungen gemacht, 
innerhalb welcher in Folge von Selbſtbeſamung zahlreiche junge Kiefern 
hervorſchoſſen, ſo dicht beiſammen, daß nicht alle fortkommen konnten. 
Auf der freien Haide fand Darwin keinen einzigen ausgewachſenen 
Baum, wohl aber eine Menge Sämlinge und kleine Bäume; auf einem 
eine Elle im Quadrat meſſenden Flecke, mehrere hundert Schritte von 
den alten Baumgruppen entfernt, zählte er 32 ſolcher Bäumchen, von 
denen manches, nach der Zahl der Jahresringe zu ſchließen, 26 Jahre 
lang durch Abweiden gehindert war, über die Haidepflanzen ſich zu er⸗ 
heben und dann zu Grunde ging. 


Ganz übereinſtimmende Wahrnehmungen haben aufmerkſame 
Beobachter in den öſterreichiſchen Karſtländern, im Küftenlande, auf 
den jetzt baumloſen Höhen von Dalmatien gemacht. Ueberall zeigt ſich 
auch hier in ganz kargem Erdreich eine ſo große Productionskraft, daß 
ſelbſt anſcheinend ganz kahle Flachen, wenn ſte nur eingefriedet und 
von der Weide abgeſchloſſen wurden, ſich in wenigen Jahren mit 
Grasnarbe und Gebüſchen bedecken. Die grünen Oaſen, welche das 
ſonſt überall vorherrſchende nackte Geſtein der forſtlichen Oeden des 
Karſtes unterbrechen, verdanken ihre Cultur faſt ausſchließend der Ein⸗ 
friedung durch ſteinerne Trockenmauern, die ſie gegen Vieh und Menſch 
und gegen die Wuth der Bora ſchützen. In den unteren Regionen 
des Seekarſtes muß jeder cultivirte Platz durch klafterhohe, aus dem 
localen Geſteine gebildete Trockenmauern gegen die culturfeindlichen 
Elemente geſchützt werden. In den Feldern werden ſolche Mauern 
nicht bloß an den Grenzen, ſondern zum Schutze gegen die Bora auch 
im Innern errichtet; man ſtellt in ſolcher Weiſe teraſſenförmige Ge⸗ 
hänge her, wozu man die überall den Boden bedeckenden Felsblöcke 
verwendet und durch deren Entfernung zugleich den Boden für weitere 
Culturen ſäubert. Auf den mit jo großer Mühe hergerichteten Feldern 
der unteren Karſtregion baut mau Gerſte, Weizen, Mais und zieht 
Reben, Feigen⸗ und Mandelbäume; andere Plätze verwendet man zur 
Holzzucht, bald für einzelne Bäume, bald für geſchloſſene Haine. Auch 
die Waldorte ſind in gleicher Weiſe jedoch nur an den Grenzen, mit 
Trockenmauern eingefriedet. Auf der mittleren und höheren Region des 
Karſtes iſt faſt nur abſoluter Waldboden und ſchlechtes Weideland. 
Aber auch hier iſt wieder nur die Steinmauer das unentbehrliche Ele⸗ 
ment jeder Cultur. Sie allein vermag die Menſchen und das Weide⸗ 
vieh, insbeſondere die waldzerſtörende Ziege, von den Schonungen ab⸗ 
zuhalten. Man wählt zunächſt in der oberſten mit den Elementen des 
Waldes noch verſehenen Region geeignete Plätze, die man mit Mauern 
umgibt. Wo die Einfriedung hergeſtellt iſt, da beſamen ſich die durch 
den Weidetrieb und durch Menſchenhand verdorbenen und gelichteten 
Beſtände alsbald mit den localen Baum⸗ und Straucharten, gewinnen 
alſo ein genügendes Unterholz, und der Wiederwuchs aus den Stöcken 
iſt geſichert. Aber auch dort, wo der einſtige Holzwuchs bis auf ſehr 
vereinzelte, ganz unſcheinbar gewordene Stock⸗ und Wurzelbüſche ver⸗ 
kümmert iſt, genügt in der Hauptſache die Einhegung. Alle bisher 
vollführten Einſchonungen zeigen bereits im erſten Jahre Höhentriebe 
von ½—1 Fuß. Der auf dieſe Weiſe egen den Zahn und Tritt des 
Weideviehes geſchützte Boden überzieht ſich auch zwiſchen dem Hoch⸗ 
wuchſe mit Staudenwerk, Gras und Kräutern, welcher Ueberzug den 
Standort durch Schutz gegen die Austrocknung und durch Humusbil⸗ 
dung weſentlich verbeſſert und dadurch gleichfalls zum Gedeihen des 
jungen Buſchwaldes beiträgt. Freilich kann der Bauer ſelbſt dort, wo 
er die Einhegung zuläßt oder ſelbſt herſtellt und dadurch die Weide 
ausſchließt, noch nicht überall davon abgehalten werden, in den Hege⸗ 
orten Gras zu ſchneiden, was hier faſt eben ſo ſchädlich iſt, als das 
Weiden. 

Läßt ſich in ſolcher Weiſe die obere Region des Karſtes, in 
welcher die Keime des Waldes noch nicht gänzlich vernichtet ſind, durch 
bloße Einhegung geeigneter Plätze mit Trockenmauern und theilweiſe 
durch geringe Nachhilfe zur Ausfüllung vorhandener Lücken mittelſt 
künſtlicher Pflanzung oder Saat allmälig fortſchreitend, ohne große 
Koſten, hier in höheres Schlagholz, dort wenigſtens in Buſchwald 
verwandeln, ſo iſt dadurch auch für die unteren Theile ſchon viel 
gewonnen; jeder neue Waldſtreifen wird zum Regenerator für ſeinen 
tiefer liegenden Nachbar, indem er dieſen gegen die Bora ſchützt und 
ihn theilweiſe beſamt. N 

Nennenswerth ſind die Hegeorte bei St. Jacob und bei Gra⸗ 
barje. Erſtere, in drei Abtheilungen, im Flaͤchenmaße von 600 Joch, 
erforderten 7200 Klafter Mauern und ſtellten dadurch aus ganz nich⸗ 
tigen Erdbüſchen einen ziemlich guten Buſchwald von Hopfenbuche, 
weichhaariger Eiche, Blumeneſche u. dgl. her. Die Lücken werden mit 
Schwarzföhren und weichhaarigen Eichen künſtlich ausgefüllt. Die Hege⸗ 
orte bei Grabarje haben 1400 Joch in der Verkarſtung begriffenen 
Wald gerettet und in freudigen Wuchs gebracht. Anders und viel 
günſtiger geſtaltet ſich Alles dort, wo der Boden nicht aus dem ge⸗ 
wöhnlichen Kalkgebirge, ſondern aus anderem Geſtein hervorging, wo 
ſich der Wald leichter erhält und Wieſen und Weiden ihren zuſammen⸗ 
hängenden Raſen beibehalten können. Aber auch hier hat man felbft 
die Altbeſtände durch Mauern oder ſtarke Zäune gegen das heran⸗ 
dringende Weidevieh zu ſchützen begonnen. Die Einfriedung iſt in 
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jenen Gegenden nicht bloß ein Gebot der Wiederbewaldung und Wald⸗ 
erhaltung, ſondern eine allgemeine Bedingung jeder Cultur. 
In einem Lande, wo nicht nur überall Vieh jeder Gattung, darunter 
eine große Zahl waldſchänderiſcher Ziegen, ganz frei ohne Hirten 
weidet, in einem Lande, wo im Volke eine große Vorliebe zur Ver⸗ 
nichtung, aber nicht das geringſte Gefühl für Schonung des Waldes 
herrſcht, in einer Gegend, wo der geringe Holzwerth nur eine ſehr 
kleine Zahl von Waldwächtern geſtattet und die Frevelprocedur nicht 
im geringſten vor Unbill abſchreckt, bleibt wohl nichts übrig, als jene 
Wälder, welche man wirklich cultiviren will, ſofern ſie nur einiger⸗ 
maßen in der Nähe der Anſiedelungen und des Verkehres liegen, fo 
zu ſagen hermetiſch gegen Vieh und Menſch abzuſchließen. K. P. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zuläſſigkeit der Reaſſumirung des Zuweiſungsverfahrens in 
Heimatsſachen auf Grundlage der Eruiruug eines ftärferen Zuwei⸗ 
ſungsmomentes. er 


Im December 1867 wurde in der Gemeinde C. im Küften- 
lande ein Individuum Namens Philipp F. wegen Ausweis- und 
Subſiſtenzloſigkeit arretirt und auf ſeine Angabe hin, in Wien geboren 
und wohnhaft zu ſein, vom k. k. Polizeicommiſſariate C. ohne Wei⸗ 
teres nach Wien abgeſchoben. In Wien über ſeine Heimatsverhält⸗ 
niſſe einbernommen, gab Philipp F. unter anderen auf ſeine Herkunft 
und ſeinen Aufenthalt bezugnehmenden Daten auch an, daß er im 
Jahre 1830 in das Militärerziehungshaus zu Mailand und im Jahre 
1839 in jenes zu St. Pölten in Niederöſterreich aufgenommen und 
aus Letzterem im Jahre 1841 zum 49. Linten⸗Infanterieregimente 
aſſentirt worden jet, bei welchem Regimente er bis 1850 gedient 
habe. In Cremona mit Abſchied entlaſſen, ſet er nach Wien gekom⸗ 
men, habe ſich hier (November 1850) freiwillig wieder zum Militär 
und zwar zum 4. Linien⸗Infanterieregimente aſſentiren laſſen und bis 
zum Jahre 1864 weitergedient, in welchem Jahre er den zweiten Ab⸗ 
ſchied bekam. Auf Grund dieſer Ausſage verfügte man in Wien ſo⸗ 
gleich die Zurückſchiebung des Philipp F. nach der Gemeinde C. im 
Küſtenlande, wo der Schübling wieder am 11. Jänner 1868 ein⸗ 
traf und vom dortigen Bezirksamte mit einer Legitimationskarte be⸗ 
theilt wurde. ö 

Erſt ſpäter im Juli 1869, nachdem der vagabundirende Philipp 
F. zu wiederholten Malen nach C. abgeſchoben worden war, fand die 
der Gemeinde C. vorſtehende Bezirkshauptmannſchaft in G. mittelft 
förmlichen Erkenntniſſes, „den Philipp F. gemäß § 19, P. 4 des 
Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 der Gemeinde C. zuzuweiſen, in ſo 
lange deſſen Heimat nicht feſtgeſtellt ſein wird“, in welcher Beziehung 
der genannten Gemeinde gleichzeitig die weitere Erhebung und Bericht⸗ 
erſtattung aufgetragen wurde. a 

Die Gemeinde C. hatte gegen dieſe Zuweiſung nicht recurrirt, 
wohl aber die Heimat des F. zu erforſchen geſucht. Es war ihr zwar 
nicht gelungen, ein Heimatrecht des Philipp F. zu eruiren, jedoch 
die von F. angegebenen Aufenthaltsdaten zu erhärten. Deßhalb wen⸗ 
dete ſich die Gemeinde C. im März 1871 directe an die Statthal⸗ 
terei in Trieſt mit der Bitte, daß F. einer anderen Gemeinde zuge⸗ 
wieſen werden möge, weil ſchon nach den urſprünglichen vom Magi⸗ 
ſtrate Wien gepflogenen (und als richtig conſtatirten) Erhebungen über 
Philipp F. bezüglich der Zuweiſung desſelben nicht der Punkt 4, ſon⸗ 
dern Punkt 1 des § 19 des H. G. angewendet werden müfje und 
die Gemeinde C. nicht verpflichtet ſei, dieſe Laſt ferners zu tragen. 

Die Statthalterei in Trieſt trat nun an die Wiener Statthal⸗ 
terei mit dem Erſuchen heran, den F. gemäß § 19, P. 1 des H. G. 
einer der beiden Gemeinden St. Pölten oder Wien zuzuwetſen, wo, 
wie es ſich wirklich herausſtellte, Philipp F. ſeinerzeit zum Militär 
aſſentirt worden iſt. f 

Die nied. öſterr. Statthalterei verweigerte es, dieſem Anſuchen 
nachzukommen, weil die Gemeinde C. im Küſtenlande gegen die ſeiner⸗ 
zeitige Zuweiſung des F. nicht recurrirt habe und dieſelbe daher längſt 
in Rechtskraft getreten. ſei. 

Dieſer Anſchauung trat die Statthalterei in Trieſt mit dem 
entgegen, daß die Gemeinde C, wenn gleich ſie nicht förmlich recur⸗ 
rirt, ſo doch mittelſt Berichtes vom Auguſt 1869, noch innerhalb der 


Recursfriſt um die Zuweiſung des F. nach L. in Böhmen gebeten, 
alfo gezeigt habe, daß fie mit der Zuweisung desſelben zu ihr nicht 
zufrieden ſei. Dieſe Zuweiſung ſei offenbar geſetzwidrig erfolgt, weil 
für die Zuweiſung in dieſem Falle zuerſt auf den Punkt 1 des § 19 
hätte gegriffen werden müſſen. Angeſichts des proviſoriſchen Charakters 
dieſer Zuweiſung ſtehe nichts im Wege, dieſelbe zu corrigiren. 

Die nied. öſterr. Statthalterei deharrte auf ihrer Anſicht, in⸗ 
dem fie eine analoge Anwendung des $ 35 des H. G. auf eine 
rechtskräftige Zuweiſung eines Heimatloſen nicht für zuläſſig erachtete. 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 4. November 
1872, 3 14.400 in folgender Weiſe entſchieden: 

„Da es ſich aus den im Grunde des § 40 des Heimatgeſetzes 
vom 3. December 1863 vorgelegten Verhandlungsacten ergiebt, daß 
das Heimatrecht des Philipp F. zur Zeit nicht erweislich iſt, ſo 
erübrigt daher nur, denſelben nach § 18 des H. G. für heimatlos zu 
erklären und gemäß § 19 desſelben Geſetzes einer Ortsgemeinde zu⸗ 
zuweiſen. Die Bezirkshauptmannſchaft G. hat den Philipp F. im 
Sinne des § 19, Punkt 4 des H. G. der Gemeinde C. im Küſten⸗ 
lande, wo er zur Zeit des in Frage gekommenen Heimatrechtes ange⸗ 
troffen wurde, unter dem Vorbehalte weiterer in der Angelegenheit der 
Zuständigkeit dieſes Individuums zu pflegenden Erhebungen zugewie⸗ 
ſen und es iſt run conſtatirt, daß Philipp F. am 9. Auguſt 1841 
aus dem St. Pöltner Militärerziehungshauſe zum 49. Linien⸗Infan⸗ 
terieregimente und nach ſeiner Verabſchiedung im Monate November 
1850 als Freiwilliger in der Alſercaſerne zu Wien zum k. k. 4. Linien⸗ 
Infanterieregimente aſſentirt worden war. Wenngleich F. zur Zeit 
ſeiner Anhaltung, weil damals die über ſein Heimatrecht entſcheidenden 
Umſtände noch nicht feſtgeſtellt waren, nur mit Anwendung der Zahl 4 
des § 19 des Heimatgeſetzes der Gemeinde C., in welcher er ange⸗ 
troffen worden war, zugewieſen werden konnte, ſo iſt dies doch, wie 
erwähnt und mit Recht unter Vorbehalt weiterer Erhebung über die 
maßgebenden Umſtände geſchehen und es darf nunmehr, wo dieſe Er⸗ 
hebungen vorliegen, nicht abgelehnt werden, in Erwägung zu ziehen, 
ob ſich daraus nicht ein anderer näher liegender Anhaltspunkt für die 
Zuweiſung des F. herausſtellt. Dies iſt nun unzweifelhaft der Fall, 
weil der Genannte zum Militär aſſentirt worden war, folglich auf 
ihn das allen übrigen vorangehende Zuweiſungsmoment Zahl 1 des 
oben berufenen § 19 anzuwenden iſt. Darnach findet das Miniſterium 
des Innern auszuſprechen, daß der heimatloſe Philipp F. nach 
Punkt 1 des § 19 des H. G. einer Gemeinde Niederöͤſterreichs zu⸗ 
zuweiſen iſt und wird die nied. öſterr. Statthalterei aufgefordert 
hiernach im eigenen Wirkungskreiſe das Amt zu handeln“. O. 


Ueber Entſchädigungsanſprüche gegen Sicherheitsorgane aus Hands 
lungen derſelben in Ausübung ihres Dienſtes haben die Admini⸗ 
ſtrativbehörden abzuſprechen. 


Jakob S. belangte in Vertretung ſeines m. Sohnes Joſeph S. 
den Gemeindepolizeidiener Franz D. auf Entſchädigung für Verdienſt⸗ 
entgang, weil Letzterer angeblich eigenmächtig dem Joſeph S. einen 
Handwagen gewaltſam wegnahm. 

Das k. k. Bezirksgericht St. erkannte auf Abweiſung des Klage⸗ 
begehrens, weil die Beſchlagnahme des klägeriſchen Wagens durch den 
Geklagten in Ausübung ſeines Dienſtes erfolgte, der abgenommene 
Wagen auch ordnungsgemäß dem Gemeindevorſtande übergeben, Ge⸗ 
klagter ferner mit bezirksgerichtlichem Urtheile der ihm zur Laſt gelegten 
Uebertretung des § 331 St. G. B. für nicht ſchuldig erkannt und 
Kläger vom Strafrichter verſtändigt wurde, daß er ſich den Wagen 
beim Gemeindevorſtande zurücknehmen könne, derſelbe daher, wenn er 
dieſes unterließ, Niemandem ein Verſchulden beizumeſſen habe. 

Ueber Appellation des Klägers behob das k. k. böhmiſche Ober⸗ 
landesgericht das erſtrichterliche Urtheil und erkannte auf Zurückwei⸗ 
fung der Klage als nicht auf den Rechtsweg gehörig. Aus folgenden 
Gründen: 

Nach dem erörterten Sachverhalt hat Geklagter dem Joſeph S. 
den Wagen in Ausübung ſeines öffentlichen Sicherheitsdienſtes gnom⸗ 
men und dem Gemeindevorſtande übergeben, dem gemäß § 53 des 
Geſetzes vom 6. April 1864 auch die Disciplinargewalt über den 
Geklagten zuſteht, und es daher auch ihm zuſteht, darüber abzuſpre⸗ 
chen, ob derſelbe hiebei die Grenzen ſeines Dienſtbefugniſſes überſchritten 
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hat und der hiedurch von ihm etwa beſchädigten Partei erſatzpflichtig 
geworden iſt. Es iſt demnach das Gericht, deſſen Zuſtändigkeit ſich 
gemäß des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852 Nr. 251 
R. G. Bl. nur auf Entſcheidungen in bürgerlichen Rechtsangelegen⸗ 
heiten bezieht, in dieſer den adminiſtrativen Behörden zugewieſenen 
Angelegenheit zu entſcheiden nicht berufen, weßhalb das über dieſen 
Gegenſtand vom erſten Richter geſchöpfte Urtheil bei Erledigung der 
vom Kläger ergriffenen Appellation, gemäß § 265 a. G. O., dann 
Hofdecret vom 28. October 1815, Nr. 1187 und vom 5. October 
1816, Nr. 1285 J. G. S. von Amtswegen als null und nichtig 
aufgehoben, und die Klage, da deren Gegenſtand auf den Rechtsweg 
nicht gehört, zurückgewieſen werden mußte. 

Den von Jakob S. dagegen ergriffenen Reviſionsrecurs, hat 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 25. Februar 1873, 
8. 12.134 abgewieſen: „weil nach Lage der Acten die Entſchädigungs⸗ 
anſprüche aus Handlungen des Geklagten abgeleitet werden, welche 
derſelbe, als in der Gemeinde N. beſtelltes Sicherheitsorgan in Aus⸗ 
übung feines Dienſtes gegen den ihm Widerſtand leiſtenden Joseph 
S. geſetzt hat, darüber nur die competenten administrativen Behörden, 
welchen Franz D. als Polizei⸗Organ unterſteht, abzusprechen berufen 
find, die obergerichtliche Erledigung daher in den 88 1 und 48 
Jur.⸗N., dann § 265 a. G. O. und Hofdeeret vom 22. Juni 1789, 


Nr. 1024, 28. October 1815, Nr. 1187 und 5. October 1816, 


Nr. 1215 J. G. S. gegründet iſt.“ G.⸗H. 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 5. April 1873, 3 4407 mit der Anordnung, 
daß unter der einer Fabrikswäſche unterzogenen Wolle auch die ealeinirte Wolle zu 
berftehen fei. 


Aus einem beſonderen Anlaſſe wird der k. k. zur Darnachachtung und 
weiteren Verfügung bemerkt, daß unter der einer Fabriks wäſche unterzogenen Wolle 
(Rinderpeſtgeſetz vom Jahre 1868, § 2 b) auch die caleinirte Wolle, d. i Wolle zu 
verſtehen ſei, welche durch Ausziehen der Wolle aus den in eine mit Kalkmilch gefüllte 
Grube durch einen ganzen Tag eingelegten friſchen Schaffelleu gewonnen, ſodann 
gewaſchen, getrocknet und, um die Kalktheile zu entwerfen „ausſchüttelt wird. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Lottodirector Hofrath Eduard Volkmer bei 
deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. und k. Conſuls Dr. Friedrich Karl 
Carin ani von Cairo nach Durazzo und die Uebertragung der Leitung des k. undk. 
Conſulates in Cairo an den k. und k. Conſul Karl Sax genehmiget. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath im Finanzminiſterium Ignaz Förſter 
unter gleichzeitiger tarfreier Verleihung des Titels und Charakters eines Hofrathes 
zum Lottodirector ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthaltereiſecre⸗ 
tärs bekleideten Statthaltereiconcipiften und Redaeteur der „Linzer Zeitung“ Anton 
Tuezek den Titel und Charakter eines Reglerungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Mitgliede der bſterr. Commiſſion für die euro⸗ 
päiſche Gradmeſſung, a. o. Untverſitätsprofeſſor in Wien Dr. Theodor Ritter von 
Oppolzer taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmanne Theodor Plaſchek in Poder⸗ 
ſam und dem Bezirkscommiſſär Leopold Grögr in Kralowitz das Ritterkreuz des 
Franz Joſeph Ordens, den Bezirkscomiſſären Nikolaus Ekert in Rakonitz und Wenzel 
Saffarifin Horowitz, dann dem Bezirksingenieur Anton Hartmann in Pilſen 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dem Conceptsadjuncten Heinrich Reh ak 
in Smichow und dem Bauadjuncten Vincenz Löbl in Tabor das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath der galiz. Statthalterei Philipp 
Ritter v. Zales ki zum Miniſterialrathe und den Rath des Lemberger Magiſtrates 
Johann Lidl zum Miniſterialſecretär, beide im Status des Miniſterrathpräſidiums, 
zur Dienſtleiſtung bei dem Minifter Dr. Ziemialkowski ernannt. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Conceptsadjuncten der niederbſterreichi⸗ 
ſchen Statthalterei Arthur Freih. v. Scholl zum Geſandtſchaftsattaché ernannt. 


Erledigungen. 


Finanzwachcommiſſärsſtelle in Mähren mit 800 fl. Gehalt, bis 8. Juni. (Amts⸗ 
blatt. Nr. 113). 

Vorſtehersſtelle an der k. k. Univerſitätsbibliothek in Wien mit 2200 fl. Jahres⸗ 
gehalt und 400 fl. Quartiergeld, bis 27. Mai. (Amtsbl. Nr. 113). 

Armenarztesſtelle in Neulerchenfeld mit 300 fl. jährl. Remuneration, bis 
10. Juni (Amteblatt Nr. 114.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


